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PRESSEINFORMATION Mainz, Oktober 2023 
 
Die Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz informiert: 
 

Steuervorteil Jobbike – wann ist Bikeleasing wirklich steuerfrei? 

Gut für die Gesundheit, gut fürs Klima: Radeln liegt im Trend, und immer mehr 
Arbeitgeber bieten ihren Beschäftigten das sogenannte Jobbike an. Häufig handelt 
es sich dabei auch um hochwertige E-Bikes. Walter Sesterhenn, Präsident der 
Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz erklärt: „Grundsätzlich ist das Jobbike 
entweder als Gehaltsbestandteil oder als zusätzliche On-Top-Leistung zu betrachten. 
Steuerlich und damit finanziell wirken sich diese beiden Möglichkeiten für den 
Arbeitnehmer zum Teil sehr unterschiedlich aus.“ Hier sollte man genau abwägen, 
welche Variante besser passt und unterm Strich mehr Vorteile bietet, rät er. 

Grundlage für das Jobbike – ob in der klassischen Version oder als E-Modell – ist 
zunächst einmal ein Leasingvertrag, den der Arbeitgeber entweder direkt oder über 
eine spezielle Bikeleasing-Gesellschaft abschließt. Eigentümer bleibt in jedem Fall 
die Leasinggesellschaft, Vertragspartner der Arbeitgeber. Dieser erhält vom 
Bikeleasing-Anbieter eine Code-Nummer, mit der sich der jeweilige Mitarbeiter im 
Fachhandel ein Rad gemäß den Vorgaben auswählen kann. Die Leasingrate zahlt 
der Arbeitgeber. 

Unterschiede für den Arbeitnehmer 

Variante 1: Handelt es sich bei dem Jobbike um eine sogenannte On-Top-Leistung, 
die der Mitarbeiter zusätzlich zu seinem ohnehin vereinbarten Arbeitslohn erhält 
(ähnlich dem verbreiteten Tankgutschein oder der Mitgliedschaft im Fitnessstudio), 
bleibt es für ihn steuer- und sozialabgabefrei. Es fallen keine weiteren Kosten für ihn 
an, denn der Gesetzgeber hat das Jobbike als geldwerten Vorteil von der Steuer 
befreit.  

Anders verhält es sich mit der Fahrradüberlassung im Rahmen einer 
Gehaltsumwandlung (Variante 2): Wie auch bei der betrieblichen Altersvorsorge 
(bAV) wird hierbei ein Teil des Bruttolohnes für das Bikeleasing aufgewendet, 
wodurch sich der steuer- und sozialversicherungspflichtige Bruttoverdienst verringert 
und in Summe weniger Steuern und Sozialabgaben für beide Seiten anfallen. Die 
Leasingrate wird dafür vom Bruttolohn abgezogen. Dem Bruttolohn zugerechnet 
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werden anschließend 0,25 Prozent des Bruttolistenpreises des Fahrrads zur 
Versteuerung des geldwerten Vorteils. 

Diese lohnsteuerlichen Regelungen zur Fahrradüberlassung gelten jedoch nur für 
Fahrräder ohne Elektroantrieb oder E-Bikes, die verkehrsrechtlich als Fahrrad 
zählen. Ist ein Elektrofahrrad hingegen als Kraftfahrzeug eingestuft wie die 
sogenannten S-Pedelecs mit Kennzeichen- und Versicherungspflicht, wird die 1-
Prozent-Regel der Pkw-Besteuerung angewendet. 

Bei beiden Varianten darf der Arbeitnehmer das Fahrrad sowohl für den Arbeitsweg 
als auch für alle private Fahrten und im Urlaub nutzen, jedoch nicht für Wettkämpfe 
und Sportevents. Weiterhin kann er für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
die Entfernungspauschale von 30 Cent pro Kilometer des einfachen Arbeitsweges 
steuerlich geltend machen. 

Absicherung bei Ausfall 

Für den Arbeitgeber ist dabei vor allem eine gute Absicherung wichtig. „Eine 
Versicherung, dass das Bike bei Ausfall des jeweiligen Mitarbeiters vom 
Leasinganbieter zurückgenommen wird, sowie eine Haftpflichtversicherung für 
entstehende Schäden sind unbedingt zu empfehlen“, betont Sesterhenn. Bei der 
Auswahl des Anbieters sollte man darauf achten, dass diese Leistungen im Vertrag 
inkludiert sind oder optional hinzugewählt werden können. Das Fahrrad einem 
anderen Mitarbeiter überlassen, funktioniert nicht, denn bei Vertragsabschluss wird 
der Name des Nutzers erfasst. 

Der Arbeitnehmer hingegen muss sich um weiterlaufende Kosten bei längerer 
Krankheit, Elternzeit oder Jobwechsel grundsätzlich keine Gedanken machen, er 
sollte jedoch wissen, dass er das Rad beispielsweise in der Elternzeit zurückgeben 
muss. Gegebenenfalls kann sich der Arbeitnehmer aber dafür entscheiden, die 
Raten selbst weiterzuzahlen und das Rad dementsprechend weiter zu nutzen. Solch 
individuelle Konstellationen sind am besten mit dem eigenen Arbeitgeber und dessen 
Leasinggesellschaft zu klären. 

Was geschieht am Ende der Laufzeit? 

Der Leasingvertrag läuft in der Regel über 36 Monate und ist von beiden Seiten 
unkündbar. Grundsätzlich gibt es nach Ablauf der Leasingzeit zwei Möglichkeiten: 
Rückgabe oder Kauf. Das Dienstrad muss in ordnungsgemäßem und 
betriebssicherem Zustand zurückgegeben werden. Meistens besteht nun die 
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Möglichkeit, ein neues Dienstrad über den Arbeitgeber zu beziehen. Bei vielen 
Anbietern ist eine Kaufoption vorgesehen. Danach kann der Arbeitnehmer nach 
Beendigung der Vertragslaufzeit das Fahrrad zu einem besonders günstigen Betrag 
erwerben, der häufig unter dem eigentlichen Restwert liegt. Aber Vorsicht: „Diese 
Differenz muss zusätzlich als geldwerter Vorteil versteuert werden“, erinnert 
Sesterhenn abschließend. 

 

Sonderfall Tarifvertrag: 

In Betrieben mit Tarifbindung steht fast immer nur die Variante der On-Top-Leistung 
(Variante 1) zur Verfügung. Grund dafür ist der Tarifvertrag, in dem auch alle 
Leistungen zusätzlich zum eigentlichen Arbeitslohn festgeschrieben sind. Einer 
Ergänzung des Jobbikes im Rahmen einer Gehaltsumwandlung muss von beiden 
Vertragsparteien (Gewerkschaft und Betrieb) zugestimmt werden. Da sich dadurch 
jedoch das Bruttogehalt und damit sowohl die Sozialversicherungsbeiträge als auch 
die Rentenpunkte reduzieren, reagieren die Gewerkschaften in diesem Bereich noch 
sehr zögerlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B eis piel für die B erechnung des  geldwerten Vorteils :  
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